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Unterstützungszahlungen der preußischen
Regierung an Geistliche in der Weimarer
Republik

Das von Preußen zur Aufbesserung der Diensteinkommen katholischer

Pfarrer am 17. Dezember 1920 erlassene Gesetz legte einen

Festzuschuss des Staates von 41.500.000 Mark an die bischöflichen

Behörden fest. Außerdem gewährte es den finanziell schlechter

gestellten Diözesen einen Vorschuss, um die Gehälter der Geistlichen

an die Höhe der Beamtengehälter anzugleichen. Am 14. März 1922

wurde das Gesetz ergänzt und verpflichtete auch die Pfarrgemeinden

zur Aufbesserung der Pfarrergehälter. Am 7. August 1922 wurde ein

inflationsbedingter Zuschlag von 200% auf den Zuschuss gewährt. Am

25. Mai 1926 wurde rückwirkend zum 1. April 1925 ein Festbeitrag von

17.675.000 Mark als Zuschuss festgelegt.

Die Frage der preußischen Staatsleistungen an die katholische

Kirche spielte in den Verhandlungen um das Preußenkonkordat eine

wesentliche Rolle. Erst mit dem Abschluss des Konkordats 1929

wurde sie endgültig in Artikel 4 gelöst und auf die jährliche Summe

von 2.800.000 Mark taxiert. Die Verteilung bleibt "gemäß besonderer

Vereinbarung" vorbehalten.
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